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Aktualisierung der kommunalen Pflegeplanung
fur die Jahre 2016 - 2019

Teil A

Jahrliche Aktualisierung der verbindlichen Pflegeplanung

Der Kreistag hat in seiner Sitzung vom 12. Mérz 2015 auf der Grundlage von 8 11 Abs. 7 APG NRW
die ortliche Bedarfsplanung als verbindliche Bedarfsplanung des Kreises Heinsberg fiir die Jahre 2015
bis 2018 beschlossen und die darin getroffenen Bedarfsaussagen zu den teil- und vollstationéren Pfle-
geplatzen festgestelit.

Hierdurch hat er bestimmt, dass eine Forderung fir teil- und vollstationdre Pflegeeinrichtungen im
Sinne der 88 13 und 14 dieses Gesetzes, die innerhalb seines ortlichen Zustandigkeitsbereiches neu
entstehen und zusétzliche Platze schaffen sollen, davon abhéngig ist, dass fur die Einrichtungen auf
der Grundlage der ortlichen verbindlichen Bedarfsplanung nach § 7 Abs. 6 APG NRW ein Bedarf
bestéatigt wird (Bedarfsbestatigung).

Diese Entscheidung wurde geméR § 7 Abs. 7 APG NRW am 16.03.2015 6ffentlich bekannt gemacht,
wodurch die formaljuristischen Voraussetzungen fur die Anwendung dieses Steuerungsinstrumentes
vollstandig erflllt wurden.

GemaR § 7 Abs. 6 APG NRW ist die Planung nach § 7 Abs. 1, insofern sie Grundlage fir eine
verbindliche Entscheidung lber eine bedarfsabhangige Férderung zusatzlicher teil- und vollsta-
tionérer Pflegeeinrichtungen nach diesem Gesetz sein soll, jahrlich nach Beratung in der Kom-
munalen Konferenz Alter und Pflege durch Beschluss der Vertretungskdrperschaft festzustellen
und 6ffentlich bekannt zu machen.

Sie muss zukunftsorientiert einen Zeitraum von drei Jahren ab der Beschlussfassung umfassen.

Dabei konnen die Bedarfsaussagen auf verschiedene Sozialrdume innerhalb eines Kreises bezogen
sein.

Eine Bedarfsdeckung kann angenommen werden, wenn einer zu erwartenden Nachfrage nach
den jeweiligen Pflege- und Betreuungsangeboten ein mindestens deckungsgleiches Angebot ge-
genubersteht und auch Wahlmaoglichkeiten in angemessenem Umfang gesichert sind.

Die ortliche Planung umfasst gem. § 7 Abs. 1 APG NRW zum einen die Bestandsaufnahme der Ange-
bote, die Feststellung, ob qualitativ und quantitativ ausreichend Angebote zur Verfligung stehen und
die Kléarung der Frage, ob und gegebenenfalls welche MalRnahmen zur Herstellung, Sicherung oder
Weiterentwicklung von Angeboten erforderlich ist.

Zentrale Parameter, die einer Pflegeplanung zugrunde gelegt werden konnen, lie3en sich bisher so-
wohl tber die amtliche Pflegestatistik und die kreiseigene Erhebung generieren. Durch die Einfuhrung




der verbindlichen Planung muss jedoch der Intervall, der Oblicherweise 3 Jahre umfasste, auf einen
deutlich geringeren Zeitraum verkirzt werden.

In diesem Kontext kann nach Riicksprache mit Mitarbeitern des Landesbetriebes Information und
Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW ) festgehalten werden, dass die Ergebnisse der Pflegestatistik
2015 (PflegeStatV) — die im Zweijahresrhythmus (jeweils in den ungeraden Kalenderjahren) durchge-
fuhrt wird - im Aktualisierungszeitraum nicht verfiighar waren und diese voraussichtlich erst im Mérz
2017 fur die Kommunen zur Steuerungsinformation zur Verfligung stehen wird.

Des Weiteren stitzt sich die kommunale Planung des Kreises auf die Ergebnisse der vom Kreis in
Zusammenarbeit mit den im Kreisgebiet auf dem Pflegesektor tatigen Einrichtungstrdgern generierten
Daten. Diese Abfrage erfolgt ebenfalls im Zweijahresrhythmus (jeweils in den ,,geraden* Kalenderjah-
ren). Insofern wird somit durch die planméBig im Dezember 2016 stattfindenden Abfrage eine neue
Datengrundlage erzeugt, die voraussichtlich ab Mérz 2017 zur Arbeitsgrundlage weiterer planerischer
Tatigkeiten genommen werden kann.

Somit bleibt festzustellen, dass diese beiden, fiir die kommunale Pflegeplanung des Kreises Heinsberg
zentralen Erkenntnisinstrumente, fiir eine Fortschreibung der ortlichen Planung in 2016 nicht zur Ver-
fligung stehen.

Dennoch stehen neben diesen Hauptbezugsquellen weitere Instrumente zur Verfigung, die dement-
sprechend in einem starken Umfang zur Beurteilungsgrundlage herangezogen wurden:

Ergebnisse der Pflegestatistik 2013,

Kreisweite Abfrage zur Situation in der Pflege im Kreis Heinsberg (2014) ,

Ruckmeldungen von Einrichtungsleitungen zur Erfassung der aktuellen Nachfragesituation,

Aus dem Pflegeplatzportal des Kreises generierte Daten zur Auslastung der Pflegeangebote im

stationdren und teilstationdren Bereich,

5. Rickmeldungen der tragerunabhéngigen Beratungsstelle des Kreises Heinsberg zur Vermitt-

lungssituation von Pflegebediirftigen in Pflegeinfrastrukturen,

Erkenntnislagen von pflegenden Angehdrigen,

7. Aktualisiertes Bestandsverzeichnis zu den Pflegeinfrastrukturen auf der Basis der Datenerfas-
sung gemal § 9 WTG (Stand 30.09.2016)

8. Modellrechnung zur Bevolkerungsentwicklung im Kreis Heinsberg (IT.NRW).

el NS>
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Anderungen der Bedingungsfaktoren fiir eine Kommunale Pflegepla-
nung - Verbindliche Bedarfsplanung -

Die in der Ortlichen Pflegeplanung — verbindliche Bedarfsplanung des Kreises Heinsberg 2015 — 2018
vom 1. April 2015 - getroffenen Aussagen zur Entwicklung und Prognostik zu ausgewahlten Aspekten
kénnen somit, unter der zuvor beschriebenen Datenlage, nur unter erschwerten Bedingungen fortge-
schrieben werden:

Der Zeithorizont fur die zu treffenden Bedarfsaussagen ist unter der MaRgabe von § 7 Abs. 6, S. 2
APG NRW auf das Jahr 2019 auszudehnen, da die verbindliche Bedarfsplanung zukunftsorientiert
einen Zeitraum von drei Jahren ab der Beschlussfassung umfassen muss.

Insofern erfolgte als erste logischer Umsetzungsschritt in der Aktualisierung der Pflegeplanung die
Aufnahme der jahrgangsdifferenzierten Fortschreibung der kreisweiten Bevolkerungsentwicklung auf
der Grundlage der Bevélkerungsvorausberechnungen des Landesbetriebes IT.NRW* fir das Jahr 2019
in die Planungen.

L IT.NRW, Diisseldorf, 2014: Gemeindemodellrechnung 2011 bis 2030 nach Altersjahren und Geschlecht, kreis-
angehorige Kommunen, Stand 12.12.2014




Pflegeplanung des Kreises Heinsberg steht vor einer zweifachen
Umbruchsituation

In den Planungszeitraum 2016-2019 féllt - als wesentlicher Veranderungsfaktor in der Nachfrage nach
Pflegedienstleistungen - die Umsetzung des Zweiten Pflegestiarkungsgesetzes mit seinen zentralen
Teilen und voraussichtlich auch die des Dritten Pflegestarkungsgesetzes, das derzeit nur in einer Ent-
wurfsfassung vorliegt und insofern hinsichtlich einer programmatischen Nutzbarkeit nur von begrenz-
ter Aussagekraft sein kann.

Mit der Umsetzung eines neuen Pflegebedirftigkeitsbegriffes zum 01. Januar 2017 wird zudem
zwangslaufig eine statistische Z&sur einhergehen, deren Auswirkungen auf die Planungsaktivitaten
noch nicht exakt einzuschétzen sind.

Der neue Pflegbedirftigkeitsbegriff sieht eine weitere Ausdifferenzierung von den bisher bei der Be-
gutachtung angewandten drei Pflegestufen auf funf Pflegegrade vor. Bisher prift der Medizinische
Dienst der Krankenkassen, was der Pflegebediirftige nicht mehr kann und leitet daraus den Unterstt-
zungsbedarf und die Einordnung in eine der drei Pflegestufen ab.

Mit dem neuen Begutachtungsassessment (NBA) wird hingegen gemessen, was der Pflegebedirftige
noch kann. Erfasst wird der Grad der Selbstandigkeit einer Person bei Aktivitaten in insgesamt sechs
pflegerelevanten Bereichen wie z. B. kognitiv und kommunikative Fahigkeiten oder der Umgang mit
krankheits- und therapiebedingten Anforderungen. Das Instrument beriicksichtigt damit auch den be-
sonderen Hilfe- und Betreuungsbedarf von Menschen mit kognitiven oder psychischen Einschrankun-
gen, was bisher nicht méglich war.

Da eine Neubegutachtung von mehr als zweieinhalb Millionen Leistungsempfangern zum Umstel-
lungszeitraum nicht realisierbar ware, sieht das PSG 1l ein formale Uberleitung aller Leistungsemp-
fanger vor, die aufgrund einer festgestellten Pflegestufe und/oder einer eingeschrankten Alltagskompe-
tenz am 31.12.2016 im Rahmen des SGB XI leistungsberechtigt sind zum 01.01.2017 ohne eine erneu-
te Begutachtung durch den MDK.

MaRgeblich fir die auf diesem Weg zugeordneten Pflegegrade sind die bereits in einer Begutachtung
festgestellten Pflegestufen und eine etwaige eingeschrankte Alltagskompetenz.

Nach Berechnungen des SOCIUM — Forschungszentrum Ungleichheit und Sozialpolitik der Universi-
tat Bremen — ergeben sich aus der Uberleitungsregelung voraussichtlich folgende Verteilungen:

Tabelle 1: Leistungshdhen fir Pflegegeldempféanger

Personenzahl | Einstufungalt | Leistungsbe- | Leistungsbe- Einstufung Differenz der
2014 trag alt tragneu (§ 37) | Uberleitung | Leistungsbe-
(§ 37 +§ 123) trige
84.223 Stufe 0 + EA 123 316 PG 2 193
685.944 Stufe [ 244 316 PG2 72
197.037 Stufe I + EA 316 545 PG 3 229
233.327 Stufe 11 458 545 PG 3 87
153.596 Stufe II + EA 545 728 PG 4 183
43.825 Stufe 111 728 728 PG 4 0
65.738 Stufe 11T + EA 728 901 PG5 173

2 Deutscher Bundestag, Ausschuss f. Gesundheit, Ausschussdrucksache 18(14)0131(34) gel. ESV zur 6Anhé-
rung am 05.10.2015_PSGII




Tabelle 2: Leistungshdhen fur Pflegesachleistungsempféanger

Personenzahl | Einstufung alt | Leistungsbe- | Leistungsbe- Einstufung | Differenz der
2014 trag alt trag neu (§ 36) | Uberleitung | Leistungsbe-
(§ 36 +§123) trige
21.202 Stufe 0 +EA 231 689 PG2 458
140.972 Stufe [ 468 689 PG 2 221
52.442 Stufe [ + EA 689 1298 PG3 609
57.861 Stufe II 1144 1298 PG3 154
49.500 Stufe II + EA 1298 1612 PG4 314
14.224° Stufe 11 1612 1612 PG4 0
21.336. Stufe III + EA 1612 1995 PG5 383
2.144 Hirtefille 1995 1995 PG5 0
Hirtefille + EA 1995 1995 PG5 0

Tabelle 3: Leistungsanhebungen fir Pflegesachleistungsempféanger

Veranderung der Leistungshohe
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Tabelle 4: Leistungsanhebungen fur Pflegegeldempféanger
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Vor dem Hintergrund dieses Zahlenmaterials ist fur die anstehenden Planungsaktivitaten von Rele-
vanz, welche Auswirkungen die thematisierten Gesetzesanderungen via geandertem Leistungsspekt-
rum auf das hierdurch induzierte Nachfrageverhalten auf dem Pflegemarkt im Kreisgebiet haben wird.

Relativierend ist hierbei anzumerken, das bereits jetzt erkennbar ist, dass die Reform inzwischen teil-
weise mit Erwartungen tiberfrachtet wurde, die nicht erfillt werden kdnnen. Hierbei ist in den Blick zu
nehmen, dass mit der Einflihrung des neuen Pflegebediirftigkeitshegriffs die Menschen mit Demenz
nicht erst jetzt erstmals angemessene Pflegeversicherungsleistungen erhalten. Durch Leistungsauswei-
tungen fur Personen mit eingeschrénkter Alltagskompetenz im Pflege-Weiterentwicklungsgesetz (1.
Juli 2008) und im Pflege-Neuausrichtungsgesetz (30. Oktober 2012) wurde diese Ungleichbehandlung
bereits weitgehend aufgehoben. Das PSG Il wird flir Menschen mit Demenz daher nur noch begrenzte
Verbesserungen bringen.

Dennoch sind mit der vollstindigen Einfiihrung des PSG II Mehrausgaben von rund 3,17 Mrd. € ver-
bunden, die sich voraussichtlich ab 2018 auf einem Niveau von rd. 2,5 Mrd. € fortsetzen und somit
eine damit korrespondierende Marktdynamik erzeugen werden.

Des Weiteren wird der neue Pflegebediirftigkeitsbegriff nicht zur Abschaffung der sog. ,,Minutenpfle-
ge* fithren, die ein wesentlicher Bestimmungsfaktor fiir die Attraktivitit dieses Berufsfeldes fiir das
erforderliche Pflegepersonal darstellt. ,,Tatsdchlich wird die ,,Minutenpflege im Sinne von ,,Akkord-
pflege” im Leistungserbringungsrecht durch die Vergilitungsregelungen geschaffen, nicht durch die
Form der Bemessung der Leistungsanspriiche der Pflegebedurftigen gegen die Pflegeversicherung
(Pflegebedurftigkeitsbegriff). Das Vergltungsrecht ist durch den neuen Pflegebedirftigkeitsbegriff
aber zunéchst nicht berthrt. ,,Akkordpflege“ kann daher nur im Rahmen von Vergutungsvereinbarun-
gen abgeschafft werden.“® Damit ist ein wesentlicher Bestimmungsfaktor fiir die Pflegequalitét, der
Personalbestand und die Personalgewinnung im Pflegesektor des Kreises Heinsberg, weiterhin diffe-
renziert und aufmerksam zu beobachten. Diese Aufgabenstellung ist mit den Ergebnissen der Pflege-
statistik 2015 und der kreisinitiierten Erhebung 2016 fortzusetzen.

Dennoch bleibt hinsichtlich der bevorstehenden Einfiihrung des neuen Pflegebedirftigkeitsbegriffes
festzuhalten, dass tber die EViS-Studie (Evaluation des NBA — Erfassung von Versorgungsaufwénden
in stationaren Einrichtungen) (Endbericht: http://www.gkv-
sitzenverband.de/media/dsokumente/pflegeversicherung/pflegebediirftigkeitsbegriff/Pflegebeqgriff
EViS-Endbereicht mit Anhang 03-2015.pdf festgestellt werden konnte, dass das NBA funktioniert, da
die Hohe der Versorgungsaufwande mit den Pflegegraden korrespondiert, das NBA in der Lage ist,
kognitive und somatische Einschrankungen angemessen und vergleichbar zu erfassen. Das NBA tragt
laut dieser Studie aber nicht dazu bei, die Heterogenitat innerhalb der gleichen Einstufung von Pflege-
bedirftigkeit zu reduzieren.

Wie zuvor beschrieben, geht mit der 1. Aktualisierung der ortlichen Planung — verbindliche Pflegepla-
nung 2015 — 2018 eine gesetzlich vorgeschriebene Ausweitung des Planungszeitraumes auf das Jahr
2019 einher.

Dabei sind bei dem Vorliegen definierter Tatbestande gesetzlich vorgeschriebene Verfahrensab-
laufe in den Blick zu nehmen:

Insofern die Planung neue Bedarfe feststellt und der Kreistag diese Bedarfe bestatigt, wird hierdurch
die Durchfuhrung des nachfolgend né&her beschriebenen Verfahrens zwingend erforderlich, das somit
im Kreisgebiet erstmals zur Anwendung kommen wiirde:

® Rothgang, Heinz, (2014): Studien zur Einfiihrung des neuen Pflegebediirftigkeitsbegriffs, ZfS der Universitat
Bremen, Berlin



http://www.gkv-sitzenverband.de/media/dsokumente/pflegeversicherung/pflegebedürftigkeitsbegriff/Pflegebegriff%20EViS-Endbereicht%20mit%20Anhang%2003-2015.pdf
http://www.gkv-sitzenverband.de/media/dsokumente/pflegeversicherung/pflegebedürftigkeitsbegriff/Pflegebegriff%20EViS-Endbereicht%20mit%20Anhang%2003-2015.pdf
http://www.gkv-sitzenverband.de/media/dsokumente/pflegeversicherung/pflegebedürftigkeitsbegriff/Pflegebegriff%20EViS-Endbereicht%20mit%20Anhang%2003-2015.pdf

Vergabe von Bedarfsbestatigungen gem. § 27 der Verordnung zur Aus-
fiihrung des Alten- und Pflegegesetzes Nordrhein-Westfalen und nach
§ 92 SGB XI (APG DVO NRW) v. 21. Oktober 2014, zuletzt geindert
durch Verordnung vom 13, Juli 2016):

Wenn die verbindliche Bedarfsplanung nach § 7 Abs. 6 des APG NRW einen Bedarf an zu-
séatzlichen Platzen in teil- oder vollstationaren Pflegeeinrichtungen ausweist, ist innerhalb ei-
nes Monats nach dem Beschluss der Vertretungskorperschaft eine Aufforderung (Bedarfsaus-
schreibung) zu veréffentlichen, dass Tragerinnen und Tréger, die Interesse an der Schaffung
neuer zusétzlicher Platze haben, dieses Interesse unter VVorlage einer Konzeption zur Schaf-
fung der neuen Platze innerhalb einer in der Veréffentlichung festgelegten Frist von mindes-
tens zwei und maximal sechs Monaten dem ortlichen Sozialhilfetrdger anzeigen sollen.

Die Bedarfsausschreibung ist auf die Formen von teil- und vollstationaren Einrichtungen zu
beziehen, fir die der Beschluss nach § 11 Absatz 7 Satz 1 des Alten- und Pflegegesetzes
Nordrhein-Westfalen eine Bedarfsbestatigung der Forderung neuer Pléatze vorsieht. Dabei sind
zusétzlich erforderliche Platze hinsichtlich Art (vollstationdr, Kurzzeit-, Tages- und Nacht-
pflege) zu bezeichnen und mit den zusétzlich erforderlichen Platzzahlen zu versehen. Je nach
dem Ergebnis der verbindlichen Bedarfsplanung kann die Bedarfsausschreibung Bedarfsfest-
stellungen fir bestimmte Zeitrdume umfassen. Stellt die verbindliche Bedarfsplanung aus-
dricklich sozialraumbezogene Bedarfe dar und sieht der Beschluss nach § 11 Abs. 7 des Al-
ten- und Pflegegesetzes Nordrhein-Westfalen vor, dass auch ein sozialrdumlicher Bedarf
Grundlage einer Bedarfsbestatigung sein kann, ist die Bedarfsausschreibung sozialrdumlich
auszugestalten.

Soll die spatere Auswahlentscheidung zwischen mehreren Interessentinnen und Interessenten
neben den Anforderungen, die sich aus den 88 13, 17 und 20 flr eine spéatere Forderung erge-
ben, von weiteren Kriterien abhangig gemacht werden, sind diese in der Ausschreibung zu
benennen. Dabei dirfen nur Kriterien benannt werden, die der Verwirklichung der Zielset-
zungen des Elften Buches Sozialgesetzbuch beziehungsweise des Alten- und Pflegegesetzes
Nordrhein-Westfalen dienen. Zur Erreichung einer sozialraumintegrierten Versorgungsstruk-
tur kann als qualitatives Kriterium auch die Schaffung kleinteiliger Versorgungslésungen
vorgegeben werden. Hierzu kann ein festgestellter Bedarf in der Bedarfsausschreibung auch
in Teilkontingente (,,Lose*) aufgeteilt werden. In Betracht kommen zum Beispiel nachgewie-
sene Erfahrungen beim Betrieb von Pflegeeinrichtungen, die zeitnahe Erbringung der Pflege-
leistungen, Pflegekonzepte, die eine moglichst grofle Beachtung des Selbstbestimmungsrechts
der spateren Bewohnerinnen und Bewohner und eine Offnung in den Sozialraum vorsehen,
sowie die Gewdhrleistung einer moglichst grof3en Tragervielfalt in der Gemeinde.

Interessenbekundungen sind innerhalb der in der Bedarfsausschreibung benannten Frist an
den ortlichen Sozialhilfetrager zu richten. Diese mussen das konkrete VVorhaben hinsichtlich
der Zahl der neu zu schaffenden Platze und der Konzeption der geplanten Einrichtungen kon-
kret beschreiben. Die Konzeption muss rechtlich zul&ssig sowie planerisch, baufachlich und
wirtschaftlich schliissig sein, ohne dass bereits samtliche Voraussetzungen (zum Beispiel
Grundeigentum, Vertragsabschliisse) vorliegen miissen.

Ubersteigt die in den fristgerecht eingegangenen Interessenbekundungen angezeigte Platzzahl
den in der Bedarfsausschreibung ausgeschriebenen Bedarf, wahlt der 6rtliche Sozialhilfetra-
ger unter allen Interessenbekundungen, die den Anforderungen des Alten- und Pflegegesetzes
Nordrhein-Westfalen und dieser Verordnung entsprechen, bis zur Erzielung einer Bedarfsde-
ckung diejenigen Interessenbekundungen aus, die den in der Bedarfsbekanntmachung mitge-
teilten Kriterien am besten entsprechen und ergénzend die beste Verwirklichung der Zielset-
zungen des Alten- und Pflegegesetzes Nordrhein-Westfalen erwarten lassen. Die Auswahlent-




scheidung ist anhand nachvollziehbarer Bewertungsprozesse einschlieBlich der tragenden
Bewertungsgrunde durchzufuhren und zu dokumentieren. Der Zuschlag zugunsten der am
besten geeigneten Interessenbekundungen erfolgt durch einen Verwaltungsakt.

Nicht berticksichtigte Bieterinnen und Bieter werden unter Angabe der Grlinde, die zu ihrer
Nicht-Berlcksichtigung gefuhrt haben, unterrichtet, soweit dies datenschutzrechtlich zul&ssig
ist.

Die Bedarfshestatigung nach § 27Absatz 5 APG DVO verliert ihre Gultigkeit, wenn die Tra-
gerin oder der Tréger nicht innerhalb von zwei Jahren nach der Erteilung der Bestatigung mit
der Baumalinahme zur Umsetzung des Vorhabens tatsachlich begonnen hat, es sei denn, die
Verzogerung ist von ihr oder ihm nicht zu vertreten. Der oOrtliche Sozialhilfetrager kann mit
entsprechender Begrindung in der Bedarfsausschreibung ausnahmsweise eine kirzere Um-
setzungsfrist vorgeben. Der Verlust der Giiltigkeit einer Bedarfsbestédtigung ist durch Be-
scheid festzustellen und der Tragerin beziehungsweise dem Tréger unter Angabe der Griinde
mitzuteilen.

Festlegungen bei der Vorgehensweise zum Auswahlverfahren bei der Vergabe von Bedarfs-
bestatigungen durch den Kreis Heinsberg liegen in konkretisierter Form noch nicht vor, wer-
den aber derzeit erarbeitet.




Herausforderungen bei der Aktualisierung der ortlichen Pflegeplanung fiir
den Zeitraum 2016 - 2019 aufgrund eines gesetzgeberisch induzierten Dy-
namikschubes

Gut 20 Jahre nach Einfiihrung der gesetzlichen Pflegeversicherung hat der Bundesgesetzgeber
auf die mit dem demografischen Wandel verknupften Herausforderungen mit einem auf meh-
rere Jahre verteilten Novellierungsprozess reagiert, der sich hauptsachlich auf drei Pflegestar-
kungsgesetze (und das zuvor zitierte Pflege-Weiterentwicklungsgesetz und  Pflege-
Neuausrichtungsgesetz) stiitzen wird.

Das Erste Pflegestirkungsgesetz (PSG I)

Bereits seit 1. Januar 2015 gelten die Anderungen des Ersten Pflegestarkungsgesetzes. Mit
diesem wurden die Leistungen der Pflegeversicherung deutlich ausgeweitet und flexibilisiert
und darlber hinaus ein Pflegefonds eingerichtet.

Um die Pflege zu Hause besser zu unterstiitzen, erhohte das PSG | die Leistungen fir die
héusliche Pflege um rund 1,4 Milliarden Euro. Die Leistungsbetrdge wurden um bis zu 4
Prozent angehoben.

Den dargestellten Leistungsverbesserungen ist pflegeplanerisch aufgrund von absehba-
ren Veranderungen im Nachfrageverhalten Infrastrukturrelevanz beizumessen.

Der durch das Inkrafttreten des PSG | zu erwartenden Nachfragesteigerung im teilsta-
tionaren Bereich der Tagespflege wurde bereits in der Pflegeplanung 2015 durch eine
deutliche Anhebung der Bedarfswerte Rechnung getragen.

Insofern ist in der 1. Aktualisierung der ortlichen Pflegeplanung diesem Bereich erhohte
Aufmerksamkeit zukommen zu lassen.

Ein weiterer Bestandteil der Leistungsverbesserungen war die mit der gesetzgeberischen In-
tention, die pflegenden Angehorigen in ihrer konkreten Situation durch eine Ausweitung der
Unterstutzungsleistungen zu entlasten, verknipft. Dies soll Giber einen Ausbau der der Unter-
stitzungsleistungen wie die Kurzzeit-, Verhinderungs- sowie Tages- und Nachtpflege und
eine bessere Kombinierbarkeit der Angebotsformen erreicht werden. Der Anspruch auf Ver-
hinderungspflege lasst sich auf die Kurzzeitpflege ibertragen, womit ein Pflegebedurftiger bis
zu acht Wochen in einer Kurzzeitpflegeeinrichtung verbringen kann.

Zweites Pflegestirkungsgesetz

Mit dem Zweiten Pflegestarkungsgesetz werden zum 1. Januar 2017 ein neuer Pflegebedrf-
tigkeitsbegriff und ein neues Begutachtungsverfahren eingefiihrt. Hierdurch wird ein gleicher
Zugang zu den Leistungen der Pflegeversicherung gewdhrleistet, unabhangig davon, ob die
Pflegebedirftigkeit kognitiv, psychisch oder kérperlich bedingt ist.

Die bisher gultigen Pflegestufen werden ebenfalls zum 1. Januar 2017 durch neue Pflegegrade
mit neuen Leistungsbetragen ersetzt.

Wer bereits Leistungen der Pflegeversicherung bezieht, wird per Gesetz automatisch zum 1.
Januar 2017 in das neue System Ubergeleitet. Hierbei soll sichergestellt werden, dass diese
auch weiterhin mindestens in gleichem Umfang erhalten beziehungsweise nicht mehr als
bislang zuzahlen mussen.




Entwurf eines Gesetzes zur besseren Vereinbarkeit von Familie, Pflege und
Beruf fiir Beamtinnen und Beamte des Bundes und Soldatinnen und Solda-
ten sowie zur Anderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften (BT
18/8517)

Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels will der Bund als moderner Arbeitgeber
ein Arbeitsumfeld schaffen, in dem die Beamtinnen, Beamten, Soldatinnen und Soldaten fiir
die Pflege ihrer Angehorigen Wertschatzung erfahren und Rahmenbedingungen vorfinden,
um neben der Erwerbsarbeit die Angehorigenpflege bewaltigen zu kénnen. Die meisten pfle-
genden Angehorigen bendtigen in der Lebensphase, in der sie Familie, Pflege und Beruf ver-
einbaren mussen, vor allem mehr zeitliche Flexibilitat. Angesichts der hohen Bereitschaft,
Familienangehorige zu pflegen, ist es eine wichtige gesellschaftspolitische Aufgabe, fiir Be-
schaftigte die Rahmenbedingungen zur Vereinbarkeit von Pflege und Erwerbstatigkeit zu ver-
bessern. Dies entspricht den Erfordernissen des demografischen Wandels und tragt zur Um-
setzung der Demografiestrategie der Bundesregierung bei.

Drittes Pflegestirkungsgesetz
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Stdrkung der pflegerischen Versorgung und
zur Anderung weiterer Vorschriften (Drittes Pflegestidrkungsgesetz — PSG) I11)

Mit dem PSG Il wird die Absicht verfolgt, die kommunale Ebene zu starken, denn diese tragt
im Rahmen ihrer Zustandigkeit mal3geblich zur Versorgung pflegebedirftiger Menschen bei.
Diese Gesetzesinitiative beinhaltet erste Strukturvorgaben, um die kommunale Steuerungs-
und Planungskompetenz fir die regionale Pflegestruktur zu stérken, definiert den Gestaltungs-
raum zur starkeren verantwortlichen Einbindung der Kommunen in die Strukturen der Pflege
und unterstutzt die Entwicklung von Sozialradumen, sodass pflegebediirftige Menschen so lan-
ge wie moglich in ihrem gewohnten Umfeld verbleiben kénnen.

Zur Wahrung der Identitat der Pflegebedurftigkeitsbegriffe von SGB XlI, SGB XII und
dem BVG wird entsprechend dem SGB XI der neue Pflegebediirftigkeitsbegriff auch fur die
Hilfe zur Pflege eingefiihrt. Die Hilfe zur Pflege soll in ihrer Funktion als erganzende Leis-
tung erhalten bleiben. Der neue Pflegebedurftigkeitsbegriff soll gleichzeitig mit den Vor-
schriften im SGB XI sowohl in die Hilfe zur Pflege nach dem Siebten Kapitel des SGB XII
als auch in die Hilfe zur Pflege nach dem BVG zum 1. Januar 2017 eingefiihrt werden.

Aufgrund der weitgehenden Begriffsidentitdt zwischen dem Recht der Pflegeversicherung
nach dem Elften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI) und dem Recht der Hilfe zur Pflege nach
dem Zwolften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) sowie dem Bundesversorgungsgesetz
(BVG) ist sowohl die Sozialhilfe als auch die soziale Entschadigung nach dem BVG unmit-
telbar von der Entscheidung (ber einen neuen Pflegebedirftigkeitsbegriff und ein neues Be-
gutachtungsinstrument (NBA) betroffen. Dies umfasst sowohl die gesetzlichen Regelungen zu
den Voraussetzungen von Pflegebedirftigkeit und zu dem neuen Begutachtungsverfahren als
auch die leistungsrechtliche Hinterlegung. Darliber hinaus enthélt der neue Pflegebedirftig-
keitsbegriff Teilhabe-Elemente, die eine Abgrenzung der Leistungen der Hilfe zur Pflege zu
den Leistungen der Eingliederungshilfe erfordern. Der Expertenbeirat hat in seinem Ab-
schlussbericht darauf hingewiesen, dass sich an der Schnittstelle zu den Leistungen der Hilfe
zur Pflege und der Eingliederungshilfe Verschiebungen der Leistungszustandigkeiten und
deswegen Anpassungsbedarfe ergeben werden.

Mit der Umsetzung der Empfehlungen der Bund-Lander-Arbeitsgruppe zur Starkung der Rol-
le der Kommunen in der Pflege werden gesetzliche Anderungen zu einer besseren, mit der




Zielsetzung des SGB XI kompatiblen Sicherstellung der Versorgung vorgenommen. Die Lan-
der erhalten die Mdglichkeit, regionale Pflegeausschiisse und sektoreniibergreifende Landes-
pflegeausschisse einzurichten, in denen die Landesverbande der Pflegekassen mitarbeiten.
Die Pflegeausschisse kénnen Empfehlungen zur Weiterentwicklung der pflegerischen Infra-
struktur abgeben (Pflegestrukturplanungsempfehlungen). Die Empfehlungen werden von den
Pflegekassen bei Vertragsverhandlungen einbezogen. Kommunen werden besser am Auf- und
Ausbau niedrigschwelliger Angebote beteiligt. Die Finanzierungsbeteiligung beim Auf- und
Ausbau dieser wichtigen Unterstiitzungsangebote wird vereinfacht. Um Kommunen stérker in
die Strukturen der Pflege verantwortlich einzubinden, werden im Bereich der Pflegeberatung
verschiedene Empfehlungen der Bund-Léander-Arbeitsgruppe umgesetzt. Insbesondere werden
zur Erprobung neuer Beratungsstrukturen die Voraussetzungen dafiir geschaffen, dass unter-
schiedliche Modelle zur Verbesserung von Koordinierung und Kooperation bei der Beratung
von Birgerinnen und Biirgern beziiglich der Pflegebedirftigkeit und anderer Fragen im Um-
feld von Pflegebedirftigkeit entwickelt und getestet werden konnen. Ferner erhalten die
Kommunen im Rahmen der landesrechtlichen Regelungen fur die Dauer von flnf Jahren ein
Initiativrecht zur Einrichtung von Pflegestiitzpunkten. SchlieBlich werden verpflichtend Rah-
menvereinbarungen auf Landesebene zur Arbeit und zur Finanzierung von Pflegestiitzpunkten
bei der Beratung von pflegebedurftigen Menschen eingefuhrt. Im SGB XII wird die an die
Sozialhilfetrager gerichtete Verpflichtung zur Kooperation insbesondere mit Blick auf die
Pflegekassen prazisiert und wird die Altenhilfe nach § 71 SGB XII weiterentwickelt und pré-
zisiert.
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Teil B

Entwicklung der Pflegeinfrastrukturen
(unter besonderer Bertucksichtigung der in §§ 13 und 14 APG NRW erfass-
ten Pflegeeinrichtungen)

Die Pflegeinfrastrukturen haben sich im Zeitraum 01.04.2015 bis zum 30.09.2016 (Bearbeitungsstand)
erwartungsgeman weiterentwickelt.

In der nachstehenden Tabelle wurden die der Kreisverwaltung in ihrem Zustandigkeitsbereich geman
8 9 Abs. 2 WTG NRW zur Erfillung der Anzeige- und Meldepflichten nach dem WTG NRW zugéng-
lich gemachten Daten erfasst und sozialraum- und quartiersscharf aufgenommen und dargestellt.

Bei deren Interpretation dieser Tabelle ist zu beriicksichtigen, dass die Datenerfassung der Angebote
auf den Kategorisierungsvorgaben des Wohn- und Teilhabegesetzes NRW und auf Angaben der Be-
treiber basiert. Eine Uberpriifung, ob der generellen Anzeigeverpflichtung in Ganze nachgekommen
wurde, konnte bisher noch nicht abgeschlossen werden. Ebenso steht noch der Abschluss einer detail-
lierten inhaltlichen Uberpriifung der vorgenommenen Typisierung aus. Insofern sind die dargestellten
Strukturen als vorlaufiges Arbeitsergebnis zu betrachten.

Inhaltliche oder quantitative Veranderungen der aufgefiihrten Angebote sind demnach nicht ganzlich
auszuschlieRen, werden aber aller VVoraussicht nach, lediglich marginale Veranderungen bewirken.

Klarstellend wird darauf hingewiesen, dass die Aufnahme in die nachstehende Tabelle nicht mit einer
Bedarfsanerkennung gemaR & 11 Abs. 7 APG NRW gleichzusetzen ist.

(Anmerkung: Die differenzierte Darstellung der gelisteten Angebote ist im Sitzungsdienstprogramm in

Dateiform verfiigbar. In die Endfassung der Ortlichen Planung 2016 — 2019 werden diese Informatio-
nen aufgenommen und dargestellt werden.

11




Ubach;Palenberg Stand 01.01.2015
G} ©GIS Kreis Heinsberg

Einrichtungen der
b} Eingliederungshilfen i E‘ o é’
i £ 35l
I
: HERE I £ izt
= HE a“ﬁ=,§a§$§ 2| 2|28 7
E zq| 83| ¢ £3/98(%5 55 ¢ E:gg H
5 g 48 23| 8| 28| 22| 53| & :F z
=4 4 gl 2 3 E "‘g . ! g o |B&|F =
3 il ﬁg B3 =8| o8| 32| 52 3 a gl2E| &
S g 3 @ Fal 2
g 0 R2 @ & 0 E_ 5 »
= 5| B3 1 § 3 §- 2 =
(3 52| 3| 57 2
g gl 5\ 5 & 3
& | & E’ s| 5| & & T
bote/ Anbieter/ Platze
SR 1 0 o [o] 2 ]2]o0] o 2] 1] o0
el SR2 0 | o [ o] o3| o] 0 0o | 5 [ o
Erkelenz — Jop3 22 | 8 | o | 5 [a| o o 13| 9 | 13
SR4 0 ol oJoflo[oTl o 0o [12 [0
Summe| 2| 8 | o[ 7 8]0 o0]a 5 | 27 | 13
Gangelt  [sRS 2713 [ 54 [ 0 | 7 [sa ] o | 2 15 [ 12 | 0
Summe] 279 | 54 | o | 7 [ s ]| o | 2 15 | 12 | o
Geilenkirchen PR 24 | 24 | 0o [ o [ 20| o | 22 2% | 12 | o
SR7 0 [ o [3 |20 o] s o [ 0o [ o
Summe] 24 | 24 [ 30 [ 12 [ 20 [ 0 | 28 % | 12 | 0
SRS 20 [ 0o [ o o502l 73 | 14 | o
Heinsberg (Rhid.) [sR9 35 | 0o | o [ o [14] 8 | o 0o | 3 [ o
sR10 | a0 0 | o o] o5 ] o] s 125 [ o
431 (381 | o | 20 0o |30 | oo |75 ]o0ofofo|7n]s]o3 91 | 2 | o
sR11 | 179 0 | o[ oo [1] 33 5 11| o
Hiickelh sR12 | 213 0 ol olw[olol o 28 [ 16 | 0
sR13 | 33 24 | o | o[ o[ o[ o] o 3 | 0 | o
summe| 425 [ 375 | 0 [ s0 [ o [ o | o | o [ 24 [ 0o o [ 10 | 10] 3 3 91 | 27 | o
selfkant  |sR14 | 93 27 | o | o [ o [ o100 12| 7 | o
5 99 [ 79| 0o [20] 0o ]]of]of[2]|o0o]of]of[o]1]o 2] 7 ]|a
N 0o ol ola[olo 33 [ 5 | 0
Ubach-Palenberg = H i z i A 5 z 5
0o | o o220l 38 | 9 | o
Idfeucht o | o {12 0] o o 1B a4 |0
0o o] o o] 0 13 4 |0
Wassenberg o o |1 o[ 7o 50| 3 [ o
172 |12 20 [ 0o [ 0o |3 | o fofof]ofolwmm|ol7]o 50 | s [ o
Wegberg | R22] 130 o | o | o1 oo 5 | 10 | o
sR20 | o o o[ 25 o] o0 13 0|0
summe| 130 [ 130 | 0 [ 0o | o | o | © 0 [ s7 [ o | o 2 (16| 0o | o 38 | 10 | o
Gesamtsumme 2715 | 1938 166 | 192 | 6 | 316 | 60 | 37 | 544 | 86 | 30 | 69 | 263 | 28 | 83 400 | 139 | 13




Entwicklungsstand/-prozess der Pflegeinfrastrukturen im Kreis

Heinsberg

Einrichtungen mit umfassendem L eistungsangebot

e Die in der ortlichen Planung 2015-2018 dargestellten Pflegeinfrastrukturen in der Kategorie
Einrichtungen mit umfassendem Leistungsangebot haben sich in dem relativ kurzen Beobach-
tungszeitraum 2015 — 2016 lediglich auf einem niedrigen Niveau verandert.

O

Im Bereich der Einrichtungen mit umfassendem Leistungsangebot (88 18 ff WTG) hat
sich das Platzangebot bei der Einrichtung der Casa wohnen & pflegen 2 GmbH (mit
dem Schwerpunkt therapeutisch-pflegerisch, suchtmittelfrei) im Stadtgebiet Er-
kelenz ein 6 Platze umfassender Pflegeplatzabbau ergeben, der planungskonform um-
gesetzt wurde.

Im Stadtgebiet Hickelhoven (Zentrum) wird die von der Lambertus gGmbH betrie-
bene Pflegeeinrichtung planungskonform um 7 bedarfsbestatigte Dauerpflegeplatze
erweitert, so dass das Pflegeplatzangebot der Einrichtung auf insgesamt 80 Dauer-
pflegplatze anwachst. Der hierfur erforderliche Umbauprozess wird voraussichtlich
im Jahr 2017 abgeschlossen werden kénnen.

Im Rahmen dieses anhaltenden Umbauprozesses in dieser Einrichtung fand zudem ei-
ne Ausdifferenzierung des Pflegeplatzangebotes statt, so dass hier das Angebot ,,Jun-
ge Pflege“ geschaffen wurde, das konzeptionell speziell auf die Pflege und Betreuung
junger Menschen zwischen 18 und 55 Jahren ausgerichtet ist.

Des Weiteren wurde in dieser Einrichtung ein Palliative-Care-Bereich fur 10
schwerstkranke Menschen in Betrieb genommen. Hierbei ist das Umfeld darauf ausge-
richtet, den Bewohner umfassend zu pflegen und zu betreuen mit dem Ziel, dass die
Schwerstkranken weitestehend schmerzfrei leben und sterben kdnnen.

In Hiickelhoven-Baal wird eine neue Pflegeeinrichtung mit 40 Dauerpflegeplatzen er-
richtet. Diese Einrichtung ist derzeit im Rohbau fertiggestellt und wird voraussichtlich
im Jahr 2017 von den Eheleuten Fries in Betrieb genommen werden.

Im Stadtgebiet Wassenberg errichtet die Heinrichs-Gruppe eine Einrichtung mit 52
bedarfsbestatigen Dauerpflegeplatzen, die voraussichtlich im ersten Halbjahr 2017 ih-
ren Betrieb aufnehmen wird.

Bei einer rein quantitativen Betrachtung dieser Kategorie ist somit festzustellen, dass die pflegeplane-
rische Sollvorgabe von 2.814 Dauerpflegpléatzen im Jahr 2017 erreicht wird. Das im Kreisgebiet
verfugbare Angebot an Dauerpflegeplatzen wird somit im Planungszeitraum 2015 — 2019 um insge-
samt 93 Platze erweitert, was — im Vergleich mit dem Bestandswert 31.12.2014 - einem Kapazitats-
zuwachs von 3,4% entspricht.

Die verbindliche Umsetzung der Einzelzimmerquote (80% Einzelzimmer) nach dem WTG hat in dem
Beobachtungszeitraum zu keinen erkennbaren negativen Auswirkungen auf das Platzangebot, im Sin-
ne eines Pflegeplatzabbaus, gefihrt.

Unter einem qualitativen Betrachtungswinkel ist feststellbar, dass das Angebot an Dauerpflegeplatzen
im Kreisgebiet in eine weitere Ausdifferenzierungsphase des Pflegeangebotes eingetreten ist.

e Einrichtungen der Eingliederungshilfe
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In diesem Bereich ist es eine verhaltnismalig geringe Zunahme der Platzzahl bei den Heimplatzen fiir
Menschen mit geistiger/kdrperlicher Behinderung von 542 auf nunmehr 544 Platze erkennbar.

Hingegen hat bei den Heimplatzen fiir Menschen mit seelischer/psychischer Behinderung eine Redu-
zierung der Kapazitaten von 86 auf 80 Platze stattgefunden, der in Korrespondenz mit dem in diesem
Bereich stattfindenden Ambulantisierungsprozess steht.

Wohngemeinschaften mit Betreuungsleistungen

In diesem Bereich ist ein enormer Aufwuchs der Infrastrukturen erkennbar, der in einem en-
gen Planungszusammenhang mit dem kreiseigenen Bedarfsmodell ,,Quartiersentwicklung
10/30/50/70** der vollstationdren Dauerpflege zu betrachten ist:

Die prognostizierten Fortschritte im ambulanten Bereich (Annahme fir das Jahr 2015: 96
Pflegebediirftige kdnnen alternativ zur Versorgung in vollstationaren Pflegeinrichtungen im
ambulanten Pflegesektor gepflegt und versorgt werden) konnten durch diese Entwicklungen
tatsachlich erreicht werden.

Die Platze in selbstverwalteten Wohngemeinschaften in der Pflege (§ 25 WTG) sind um wei-
tere 27 auf nunmehr insgesamt 69 Platze angewachsen.

Hingegen hat sich das Platzangebot im Bereich der anbieterverantworteten Wohngemein-
schaften in der Pflege (8 26 WTG) von 36 auf nunmehr insgesamt 28 Pléatze reduziert.

Somit werden in dieser neu geschaffenen Pflegeform insgesamt 97 Pflegebeduirftige in ihrer
Alltagsbewadltigung und Pflegesituation unterstiitzt.

Die Kapazitaten im Bereich der selbstverantworteten Wohngemeinschaften in der Behinder-
tenhilfe (§ 25 WTG) haben sich um weitere 75 Platze auf nunmehr insgesamt 263 Platze er-
hoht.

Die Platze in anbieterverantworteten Wohngemeinschaften in der Behindertenhilfe (8 26
WTG) haben sich im Beobachtungszeitraum von null auf 83 Platze erhoht.

Servicewohnen
Das Angebot verharrt zahlenmaBig unverandert auf dem Vorjahresbestand von 864 Platzen

Handlungsempfehlung:
In diesem Bereich empfiehlt sich eine weitere Abfrage bei den jeweiligen Kommunen und den
Anbietern dieser Angebotsform.

Ambulante Dienste

Bei der Anzahl der im Kreis Heinsberg tatigen ambulanten Pflegedienste ist einer deutliche Steigerung
erkennbar. Im Kreisdurchschnitt sind je kreisangehoriger Kommune 3,4 ambulante Pflegedienste
zusétzlich in die Versorgung von Pflegebedirftigen mit eingestiegen. Dieser Parameter ist jedoch fiir
eine qualitative und quantitative Einschétzung dieser Entwicklung nur wenig aussagekraftig. Der Be-
trachter erh&lt hierliber keinen konkreten Aufschluss tber die damit zusétzlich zur Verfligung stehen-
den personellen Ressourcen (Anzahl/fachliche Qualifikation) im Bereich der ambulanten Pflege. Inso-
fern sind die voraussichtlich in Kirze vorliegenden Daten der alternierenden statistischen Abfragen als
Aufschluss gebende Datenbasis von unverzichtbarer Bedeutung.

* Berechnungsmodell: Sie Ortliche Planung 2015-2018, S. A-67 ff
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Gasteinrichtungen

e Tages- und Nachtpflege

Im Bereich der Tagespflege haben im Beobachtungszeitraum folgende Einrichtungen
ihren Betrieb aufgenommen:

Tagespflege Seniorenzentrum St. Lambertus, in Hlckelhoven mit 13 Platzen,
Tagespflegeeinrichtung Seemann, in Ubach-Palenberg mit 12 Platzen,
Tagespflegeeinrichtung Heinrichs-Gruppe, in Ubach-Palenberg mit 15 Platzen,
Tagespflegeeinrichtung Lambertus gGmbH in Erkelenz-Gerderath mit 12 Platzen,
Tagespflegeeinrichtung Franziskusheim gGmbH, in Geilenkirchen-Hinshoven mit
12 Platzen

Tagespflegeeinrichtung St. Gereon Seniorendienste in Hiickelhoven-Hilfahrth, 16
Platze.

Geplant:

Tagespflegeeinrichtung des AWO Kreisverbandes Heinsberg in Heinsberg: Fertig-
stellung und Inbetriebnahme voraussichtlich im Frihjahr 2017 mit 18 Platzen.

Somit werden in diesem Bereich in Kirze 400 Pl&atze zur Verfugung stehen.

Kurzzeitpflege
Die Anzahl der eingestreuten Platze in Kurzzeitpflegeeinrichtungen hat sich von 134

auf insgesamt 139 Platze erh6ht. Wobei hier darauf hinzuweisen ist, dass fir 12 Plat-
ze keine Bedarfsbestatigung besteht.

Hospize

Die Anzahl von Platzen in einem Hospiz ist unverandert geblieben: 13 Platze im
Stadtgebiet Erkelenz
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Teil C

Fortschreibung der kommunalen Pflegeplanung flr
den Zeitraum 2016 — 2019

Die Fortschreibung der Planungsdaten basiert auf folgenden Datenmaterialien, die gemeinde-
scharf ermittelt wurden:

1. Fortschreibung der Bevdélkerungsdaten auf der Basis des Mikrozensus 2011

2. Bestand der bedarfsbestétigten Einrichtungen mit den abgestimmten Kapazitaten

3. Des Weiteren wird weiterhin die vom Landesbetrieb IT.NRW erarbeitete Trendvariante
als Datengrundlage fiir das Eigenmodell des Kreises Heinsberg ,,Quartiersentwicklung
10/30/50/70“° fiir eine Bedarfseinschatzung zur Grundlage genommen. Das daraus ab-
geleitete Szenario ist in der Ortlichen Planung — verbindliche Bedarfsplanung des Krei-
ses Heinsberg 2015 - 2018, S. A-65 bis A-71., nédher beschrieben.

Einrichtungen mit umfassendem Leistungsangebot
(§§ 18 ff WTG)

Vollstationdre Pflege

Tabelle 6:
2016

Kommune

. T & 59 - @

s £ S & » g g & 2 &% g 3

N S 2> g £ o o = o 2 85

a o &8s S5 @ ST s . o+
Erkelenz 1-4 10 8.974 5,07 455 666 +211
Gangelt 5 3 2.261 5,07 115 245 +130
Geilenkirchen 6-7 5.174 5,07 262 298 +36
Heinsberg 8-10 10 8.321 5,07 422 431 +9
Hickelhoven 11-13 12 7.479 5,07 379 472 +93
Selfkant 14 4 2.060 5,07 104 99 -5
Ubach-Palenberg | 15 - 16 5 5.077 5,07 257 220 -37
Waldfeucht 17 1 1.848 5,07 94 29 -65
Wassenberg 18 4 3.626 5,07 184 224 +40
Wegberg 19-20 8 6.375 5,07 323 130 -193
Heinsberg, Kreis 51.195 5,07 2.595 2.814 +219

Rundungsbedingte Abweichungen mdglich!

® Modellrechnung: Siehe Ortliche Planung 2015 — 2018, S. A-67 ff
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Der geplante Ausbaustand der Infrastrukturen mit einem Platzumfang von 2.814 Dauerpflegepléatzen
konnte im Jahr 2016 noch nicht vollstandig erreicht werden. Die planerisch zugrunde gelegten Be-

standszahlen werden voraussichtlich im Fruhjahr 2017 erfillt werden.

Tabelle 7:
2017
Kommune - . ()
0 S O (1)
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Erkelenz 1-4 10 9.147 4,95 453 666 +213
Gangelt 5 3 2.300 4,95 114 245 +131
Geilenkirchen 6-7 7 5.288 4,95 262 298 +36
Heinsberg 8-10 10 8.386 4,95 416 431 +16
Hiickelhoven 11-13 12 7.565 4,95 374 472 +98
Selfkant 14 4 2.087 4,95 103 99 -4
Ubach-Palenberg | 15 - 16 5 5.156 4,95 255 220 -35
Waldfeucht 17 1 1.912 4,95 95 29 -66
Wassenberg 18 4 3.688 4,95 183 224 +41
Wegberg 19-20 8 6.516 4,95 323 130 -193
Heinsberg, Kreis 52.045 4,95 2.578 2.814 +237
Rundungsbedingte Abweichungen mdglich!
Tabelle 8:
2018
Kommune
o° n g
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Erkelenz 1-4 10 9.314 4,82 449 666 +217
Gangelt 5 3 2.345 4,82 113 245 +132
Geilenkirchen 6-7 7 5.447 4,82 263 298 +35
Heinsberg 8-10 10 8.522 4,82 411 431 +20
Hickelhoven 11-13 12 7.692 4,82 371 472 +101
Selfkant 14 4 2.117 4,82 102 99 -3
Ubach-Palenberg | 15 - 16 5 5.266 4,82 254 220 -34
Waldfeucht 17 1 1.974 4,82 95 29 -66
Wassenberg 18 4 3.753 4,82 181 224 +43
Wegberg 19-20 8 6.675 4,82 322 130 -192
Heinsberg, Kreis 53.105 4,82 2.562 2.814 +253

Rundungsbedingte Abweichungen mdglich!
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Tabelle 9:

2019
Kommune
£ T & S o
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Erkelenz 1-4 10 9.517 4,82 459 666 +207
Gangelt 5 3 2.394 4,82 115 245 +130
Geilenkirchen 6-7 7 5.574 4,82 269 298 +29
Heinsberg 8-10 10 8.634 4,82 416 431 +15
Huckelhoven 11-13 12 7.797 4,82 376 472 +96
Selfkant 14 4 2.117 4,82 102 99 -3
Ubach-Palenberg | 15 - 16 5 5.350 4,82 258 220 -38
Waldfeucht 17 1 2.036 4,82 98 29 -69
Wassenberg 18 4 3.826 4,82 184 224 +40
Wegberg 19-20 8 6.822 4,82 328 130 -198
Heinsberg, Kreis 54.067 4,82 2.606 2.814 +208

Rundungsbedingte Abweichungen méglich!

Anmerkung zur Bestimmung der Bedarfsquote fiir das Jahr 2019: Zum Bewertungsstichtag 30.09.2016 standen
die Daten der amtlichen Pflegestatistik 2015 zur Entwicklung der Pflegebedirftigkeit im Kreis Heinsberg
(IT.NRW) noch nicht zur Verfligung. Insofern wurde eine weitere Absenkung der Versorgungsquote ausgesetzt
und somit die Versorgungsquote 2018 beibehalten.

Bewertung/Handlungsempfehlung:

Eine weitere quantitative Ausweitung der Infrastrukturen in vollstationdren Dauerpflegeeinrichtungen
wird unter der MafR3gabe der vorliegenden Rahmenbedingungen und des Bedarfsplanungshorizontes 2019
weiterhin fUr nicht erforderlich erachtet.

Dennoch ist eine zeitnahe, exakte Ermittlung der aus den rechtlichen Rahmenbedingungen der bereits
2003 vom Landtag verabschiedeten und spatestens bis Mitte 2018 umzusetzenden Modernisierungen
(80% Einzelzimmerquote; nur noch Einzel-/ Tandembader) resultierenden Auswirkungen auf das Ange-
bot der Dauerpflegeplatze/Kurzzeitpflegeplatze unabdingbar. Rund 9% der im Kreisgebiet vorhandenen
Dauerpflegeplatze erfillen noch nicht die ab 2018 geltenden gesetzlichen Anforderungen. In der Aktuali-
sierung der ortlichen Pflegeplanung 2017 sollten insofern diese konkretisierten Ergebnisse Eingang in die
dann vorzunehmende Bedarfsbestimmung finden.
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Gasteinrichtungen (§§ 36 ff WTG)

Tagespflege

Im Rahmen der verbindlichen Pflegeplanung 2015 — 2018 wurde als primares Ausbauziel die Weiter-
entwicklung dieser Angebotsform benannt. Bei den zu entwickelnden Erweiterungen dieses Angebo-
tes sollen die erkennbaren Bedarfslagen (Sozialraum-Monitoring/Quartiersanalyse) der zwischenzeit-
lich gebildeten Sozialrdume/Quartiere, fir die mittlerweile Monitoring-Daten hinterlegt sind, ange-
messen berlicksichtigt werden.

Bei der Bedarfsermittlung 2015 — 2018 wurde, im Vorgriff auf die Auswirkungen der gesetzlichen
vorgesehenen Leistungsverbesserung in der teilstationaren Pflege, davon ausgegangen, dass diese
einen nachhaltigen Einfluss auf das Nachfrageverhalten von Pflegebedurftigen bei dieser Pflegeform
austiben werden. In Ermangelung von belastbaren Prognosen, Gutachten bzw. von anwendbaren Er-
fahrungswerten, wurde eine deutliche Anhebung der Versorgungsquote vorgenommen, um der gesetz-
geberischen Intention, die ambulanten Strukturen zu stdrken, zeitnah durch den Ausbau dieses teilsta-
tiondren Angebotes entsprechen zu kdnnen. Intention war und ist hierbei auch weiterhin, die rdumlich
heterogene Verteilung dieser Infrastrukturen auf dem fiir erforderlich erachteten Wachstumspfad unter
Berlicksichtigung der wohnortnahen Versorgung zu nivellieren.

Seit dem 1. Januar 2015 konnen die Leistungen der Tages- und Nachtpflege neben der ambulanten
Pflegesachleistung/dem Pflegegeld in vollem Umfang in Anspruch genommen werden, eine Anrech-
nung der Leistungen aufeinander erfolgt nicht mehr. Zudem wurde der Anspruch auf Versicherte in
der sogenannten ,,Pflegestufe 0° erweitert. Ab 1. Januar 2017 haben Versicherte der Pflegegrade 2 bis
5 Anspruch auf Tages- und Nachtpflege. Personen im Pflegegrad 1 kénnen ihren Entlastungsbetrag
hierfur einsetzen.

Durch den als notwendig erachteten Schritt, die Versorgungsquote ausbaufreundlich zu gestalten, ist
eine deutliche quantitative Differenzierung zwischen den Bedarfsaussagen des Kreises und denen der
benachbarten Kreise zu dieser Angebotsform entstanden. Die Ergebnisse dieser unterschiedlichen
Praxis ist zu beobachten und zu gewichten.

Zwischenzeitlich konnten weitere bedarfsbestatigte Tagespflegeeinrichtungen fertiggestellt werden
und ihren Betrieb aufnehmen.

In der Bedarfsplanung musste zudem eine kleinere Korrektur im Bereich der Stadt Hiickelhoven vor-
genommen werden. Hier war eine genehmigte Einrichtung mit insgesamt 24 Platzen lediglich mit 20
Platzen bertcksichtigt worden, sodass nach erfolgter Berichtigung von einem Gesamtbestand von 400
Tagespflegeplatzen ab Friihjahr 2017 auszugehen ist.

Auf dieser Angebotsstruktur basierend, ergibt sich unter der MalRgabe des aktualisierten Bestandes an
Tagespflegeplatzen folgende Bedarfsbewertung:
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Tabelle 10:

2016
© 1 . 00
S ) c 5 g" & 2 5
5 5 g9 > & EEE
Kommune = = = & ": = o E NG
© = » O = 8 = 1] o N e D 2
g S | w2 | 83 3 | 28 | §°°
n g A © ® > T m - o o, +
Erkelenz 1-4 10 8.974 1/130 69 25 -44
Gangelt 5 3 2.261 1/130 17 15 -2
Geilenkirchen 6-7 7 5.174 1/130 40 26 -14
Heinsberg 8-10 10 8.321 1/130 64 91 +27
Huckelhoven 11-13 12 7.479 1/130 58 91 +33
Selfkant 14 4 2.060 1/130 16 12 -4
Ubach-Palenberg |15 - 16 5 5.077 1/130 39 39 0
Waldfeucht 17 1 1.848 1/130 14 13 -1
Wassenberg 18 4 3.626 1/130 28 50 +22
Wegberg 19-20 8 6.375 1/130 49 38 -11
Heinsberg, Kreis: 51.195 1/130 394 400 +6
Rundungsbedingte Abweichungen méglich!
Im Bestand sind alle bestehenden Einrichtungen erfasst, sowie diejenige Einrichtung, die in Kirze ihren Betrieb aufnimmt.
Tabelle 11:
2017
© ) 4 o0
£ = = oo T c
Kommune 3 S S o 3 = S = £
c = c = = « 2 , |EE G
‘© £ S © . 2 2 © O N %5 2
3 3 5w 2 g 3 3 | ®BE 302
n o a © :© > T o - a o . +
Erkelenz 1-4 10 9.147 1/130 70 25 -45
Gangelt 5 3 2.300 1/130 18 15 -3
Geilenkirchen 6-7 7 5.288 1/130 41 26 -15
Heinsberg 8-10 10 8.386 1/130 65 91 +26
Selfkant 14 4 2.087 1/130 16 12 -4
Ubach-Palenberg |15 - 16 5 5.156 1/130 40 39 -1
Waldfeucht 17 1 1.912 1/130 15 13 -2
Wassenberg 18 4 3.688 1/130 28 50 +22
Wegberg 19-20 8 6.516 1/130 50 38 -12
Heinsberg, Kreis: 52.045 1/130 400 400 0

Rundungsbedingte Abweichungen mdglich!
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Tabelle 12:

2018
: o | 3 g | r %
© o o v &b = 3= <€
Kommune = = § £ 5 o £ § @ £ % g

3 S T = s 3 ki X 50>

n g o O ® > T o - o o .+
Erkelenz 1-4 10 9.314 1/125 75 25 -50
Gangelt 5 3 2.345 1/125 19 15 -4
Geilenkirchen 6-7 7 5.447 1/125 44 26 -18
Heinsberg 8-10 10 8.522 1/125 68 91 +23
Hiickelhoven 11-13 12 7.692 1/125 62 91 +29
Selfkant 14 4 2.117 1/125 17 12 -5
Ubach-Palenberg |15 - 16 5 5.266 1/125 42 39 -3
Waldfeucht 17 1 1.974 1/125 16 13 -3
Wassenberg 18 4 3.753 1/125 30 50 +20
Wegberg 19-20 8 6.675 1/125 53 38 -15
Heinsberg, Kreis: 53.105 1/125 425 400 -25
Rundungsbedingte Abweichungen maglich!
Tabelle 13:

2019
: 2 | =E g S |2 &
Kommune 3 5 g g ) « | & EE%E

s £ SE S 8 5 | 88 g52

o =) % o 3 3 ° & 3 0>

n (o] o O © > T o o o .+
Erkelenz 1-4 10 9.517 1/120 79 25 -54
Gangelt 5 3 2.394 1/120 20 15 -5
Geilenkirchen 6-7 7 5.574 1/120 46 26 -20
Heinsberg 8-10 10 8.634 1/120 72 91 +19
Hickelhoven 11-13 12 7.797 1/120 65 91 +26
Selfkant 14 4 2.117 1/120 18 12 -6
Ubach-Palenberg |15 - 16 5 5.350 1/120 46 39 -7
Waldfeucht 17 1 2.036 1/120 17 13 -4
Wassenberg 18 4 3.826 1/120 32 50 +18
Wegberg 19-20 8 6.822 1/120 57 38 -19
Heinsberg, Kreis: 54.067 1/120 451 400 -51

Rundungsbedingte Abweichungen mdglich!

21




Da die Leistungen der Tages- und Nachtpflege nicht mehr auf die Sachleistungen fir hausliche Pflege
angerechnet werden, ist auch zukiinftig mit einer weiteren steigenden Nachfrage bei den Tagespflege-
angeboten auszugehen. Daneben ist bei der Bedarfsentwicklung das im Wandel befindliche gesell-
schaftliche Leitbild in den Blick zu nehmen, dass in Zukunft sowohl Manner als auch Frauen in die
familiale, ehrenamtliche und professionelle Pflege einbezogen werden. Es setzt voraus, dass Manner
wie Frauen erwerbstatig sind, sich aber gleichzeitig auch um hilfebedirftige Angehdrige kimmern
und Pflegearbeiten leisten. Das Tagespflegeangebot ist dazu geeignet, die sich aus diesem Ansatz er-
gebenden Belastungen abzumildern. Des Weiteren haben sich vielfaltige Rlickmeldungen von Einrich-
tungstragern zur Infrastrukturauslastung zu dem Bild verfestigt, dass auch nach der Inbetriebnahme
der das Angebot erweiternden Einrichtung im Jahr 2017, das Ziel einer sozialraumorientierten Nach-
fragebefriedigung nicht befriedigend umgesetzt werden kann. Dies ist primar auf die sich zwar abmil-
dernden, aber dennoch gut erkennbaren rdumlich ungleich verteilten Angebotsstrukturen als Ursache
zuriickzuflihren. Um (ber die Anwendung der Sozialraumparameter erkennbar zu machende Unterver-
sorgungsphanomene (wohnortnahe Versorgung) frihestmdglich auszugleichen, wird pflegeplanerisch
eine zweistufige Anhebung der Versorgungsquote von 1/130 {iber 1/125 auf 1/120 der 65-Jahrigen und
alteren Bevolkerung je Tagespflegeplatz vorgesehen.

Handlungsempfehlung:

Vornahme einer Bedarfsausschreibung gem. 8 27 der Verordnung zur Ausflihrung des Alten-
und Pflegegesetzes Nordrhein-Westfalen unter Ausschépfung der in § 27 Abs. 3 normierten Ge-
staltungsmaglichkeiten (z. B. Angebotsschaffung in einem festzulegendem Sozialraum)
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Kurzzeitpflege

Als sich anbahnendes Problemfeld wurde das Platzangebot im Bereich der Kurzzeitpflege identifiziert,
da bei dieser Angebotsform jahreszeitlich bedingt Nachfragespitzen auftreten, die einen hohen Ver-
mittlungseinsatz erforderlich machten.

Bei einem Vergleich der aktualisierten Daten in Teil B und dem Bestandsverzeichnis fiir die vorhan-
denen Kurzzeitpflegeplatze sind Abweichungen feststellbar (139 auf der Basis von 89 WTG gelistete
Platze und 127 bedarfsplanerisch anerkannte Platze). Im Vergleich mit diesen Infrastrukturen des
Jahres 2015 ist erkennbar, dass in der Stadt Erkelenz 7 solcher Platze entfallen sind, im Bereich der
Stadt Hiickelhoven wurden 7 zusatzlich entstandene Platze gemeldet, in der Stadt Ubach-Palenberg
wurden 2 Kurzzeitpflegeplatze und in der Stadt Wegberg 3 zusétzliche Platze gemeldet.

Seit der Einflihrung des PSG | kénnen die Leistungen der Verhinderungs- und Kurzzeitpflege besser
miteinander kombiniert werden

Wer eine Kurzzeitpflege in Anspruch nimmt, z. B. wenn der hohe Pflegeaufwand nach einem Kran-
kenhausaufenthalt fur ein paar Wochen die Unterbringung in einer Pflegeeinrichtung erfordert, kann
hierfir schon heute seinen Anspruch auf Verhinderungspflege verwenden. Statt vier Wochen sind bis
zu acht Wochen Kurzzeitpflege pro Jahr moglich, die Pflegekasse tibernimmt daftir bis zu 3.224 Euro
(vor 2015 bis zu 3.100 Euro). In &hnlicher Weise gilt dies auch bei der Verhinderungspflege selbst:
Wenn der pflegende Angehorige krank ist oder eine Auszeit braucht, wird eine Pflegekraft oder Ver-
tretung benétigt. Diese sogenannte Verhinderungspflege kann unter entsprechender Anrechnung auf
den Anspruch auf Kurzzeitpflege bis zu sechs Wochen in Anspruch genommen werden. Vor 2015
standen flr Verhinderungspflege pro Jahr bis zu 1.550 Euro zur Verfiigung. Das PSG | schuf eine
deutliche Erh6hung auf jahrlich 2.418 Euro. So kénnen pflegende Angehérige besser die Unterstit-
zung wahlen, die in ihrer konkreten Situation am besten hilft.

Aufgrund der Leistungsverbesserungen und besseren Kombinierbarkeit von Verhinderungs- und
Kurzzeitpflegesachleistungen ist von einer hoheren Inanspruchnahme dieser Infrastrukturen auszuge-
hen. Insofern wurde die Versorgungsquote ab dem Jahr 2017 von 0,25% auf 0,3% angehoben.

Auf der Grundlage der verbindlichen Pflegeplanung ergibt sich hieraus folgendes Gesamtbild:

Tabelle 14:
2016
-] n
£ g s § °§D o & § g - .g
Kommune | S | £ | £, | §& | 5 |1b| B
3 5 L 5 S ¥ | 5&| 285
n o o © c > T M ¥ o o, o+
Erkelenz 1-4 10 8.974 0,25 22 27 +5
Gangelt 5 3 2.261 0,25 6 12 +6
Geilenkirchen 6-7 7 5.174 0,25 13 12 -1
Heinsberg 8-10 10 8.321 0,25 21 22 +1
Hiickelhoven 11-13 12 7.479 0,25 19 20 +1
Selfkant 14 4 2.060 0,25 5 7 +2
Ubach-Palenberg | 15 - 16 5 5.077 0,25 13 7 -6
Waldfeucht 17 1 1.848 0,25 5 4 -1
Wassenberg 18 4 3.626 0,25 9 6 -3
Wegberg 19-20 8 6.375 0,25 16 10 -6
Heinsberg, Kreis 51.195 0,25 129 127 -2

Rundungsbedingte Abweichungen mdglich!
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Tabelle 15:

2017
E & S w ¥
Kommune | 3 2 5 o 5 % . 28| 5.8
= = 5. | 98 5 Nh| 252
5 S GmE | dE E C&| 583
) o a O © > T o ¥ o o, o+
Erkelenz 1-4 10 9.147 0,3 27 27 0
Gangelt 5 3 2.300 0,3 7 12 +5
Geilenkirchen 6-7 7 5.288 0,3 16 12 -4
Heinsberg 8-10 10 8.386 0,3 25 22 -3
Hiickelhoven 11-13 12 7.565 0,3 23 20 -3
Selfkant 14 4 2.087 0,3 6 7 +1
Ubach-Palenberg | 15 - 16 5 5.156 0,3 15 7 -8
Waldfeucht 17 1 1.912 0,3 6 4 -2
Wassenberg 18 4 3.688 0,3 11 6 -5
Wegberg 19-20 8 6.516 0,3 20 10 -10
Heinsberg, Kreis 52.045 0,3 156 127 -29
Rundungsbedingte Abweichungen méglich!
Tabelle 16:
2018
E & g | g, @
Kommune § 2 5 o S % . | &E| 5.8
X: : 285 | 28 s | Ep| 253
3 & S S5 @ S8 | @ . +
Erkelenz 1-4 10 9.314 0,3 28 27 -1
Gangelt 5 3 2.345 0,3 7 12 +5
Geilenkirchen 6-7 7 5.447 0,3 16 12 -4
Heinsberg 8-10 10 8.522 0,3 26 22 -4
Hickelhoven 11-13 12 7.692 0,3 23 20 -3
Selfkant 14 4 2.117 0,3 6 7 +1
Ubach-Palenberg | 15 - 16 5 5.266 0,3 16 7 -9
Waldfeucht 17 1 1.974 0,3 6 4 -2
Wassenberg 18 4 3.753 0,3 11 6 -5
Wegberg 19-20 8 6.675 0,3 20 10 -10
Heinsberg, Kreis: 53.105 0,3 159 127 -32

Rundungsbedingte Abweichungen mdglich!
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Tabelle 17:

2019
Kommune

© a ] 00

£ o 5 & < 2 8§

3 5 S w 2 S o S = £

= e c = = ° [ ‘o B ENG

] = S % . c 2 @ N ® 9% 9
o ) (V] N — [)]

3 S 8w &3 g | 5% | §°7

w (o] A © i@ > T o ¥ oo o . o+
Erkelenz 1-4 10 9.517 0,3 29 27 -2
Gangelt 5 3 2.394 0,3 7 12 +5
Geilenkirchen 6-7 7 5.574 0,3 17 12 -5
Heinsberg 8-10 10 8.634 0,3 26 22 -4
Hiickelhoven 11-13 12 7.797 0,3 23 20 -3
Selfkant 14 4 2.117 0,3 6 7 +1
Ubach-Palenberg | 15 - 16 5 5.350 0,3 16 7 -9
Waldfeucht 17 1 2.036 0,3 6 -2
Wassenberg 18 4 3.826 0,3 11 6 -5
Wegberg 19-20 8 6.822 0,3 20 10 -10
Heinsberg, Kreis 54.067 0,3 161 127 -34

Rundungsbedingte Abweichungen mdéglich!

Handlungsempfehlung:

Zur Weiterentwicklung dieses Angebotes wird die zeithnahe Durchfiihrung eines Workshops
empfohlen. Hierbei soll das Ziel verfolgt werden, den Prozess der stufenweisen Ausweitung der
Angebotsform vorzudefinieren, so dass einer stark divergierenden (saisonalen) Nachfragesitua-
tion, ein entsprechendes Platzangebot gegentibergestellt werden kann.

Nachtpflege

Einrichtungen der Nachtpflege stellen ein teilstationdres Angebot gem. § 41 SGB XI dar und fallen
entsprechend § 36 WTG unter den Begriff ,,Gasteinrichtung®. Durch das Angebot der Nachtpflege
wird die ambulante VVersorgung hilfebedurftiger, alter Menschen unterstiitzt. Sie kann zur Vermeidung
einer Unterversorgung beitragen. Nachtpflege unterstiitzt pflegende Angehdrige und ermdglicht diesen
beispielsweise die Teilnahme am kulturellen Leben und ist oftmals das fehlende Bindeglied zwischen
ambulanter und stationérer Versorgung. Durch die Nachtpflege wird zudem die ndchtliche Unterbrin-
gung ermoglicht, beispielsweise fiir Menschen, die nachts sehr aktiv sind und nicht zur Ruhe kommen.
Das Angebot ermdglicht insofern Pflegepersonen Erholungsphasen und die Mdglichkeit durchzuschla-
fen.

Diese Angebotsform ist landesweit nur in sehr geringem Umfang (meist in Gro3stadten) verbreitet und
dadurch auch kaum im Bewusstsein pflegender Angehoriger bzw. Nachfragender verankert.

Auch in der aktuellsten Pflegestatistik des Statistischen Bundesamtes, Wiesbaden (Quelle:
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Gesundheit/Pflege/PflegeDeutschlandergebniss
€5224001139004.pdf?__blob=publicationFile, S. 19, Abruf vom 04.11.2016), die die Werte des Jahres
2013 beinhaltet, werden fir das gesamte Bundesgebiet lediglich 564 statistisch erfasste Nachtpflege-
platze ausgewiesen.

25




Dieser niedrige Versorgungsgrad macht deutlich, dass hierfiir keine belastbare Versorgungsquote ge-
bildet und demzufolge ein unmittelbarer Bedarf fiir die Jahre 2015 bis 2018 nicht angenommen wer-
den kann. Dennoch wird in der Etablierung dieses Angebotes —zumindest theoretisch — eine Chance
darin gesehen, insbesondere pflegende Familienangehdrige zu entlasten.

Die kommunale Pflegeplanung des Kreises verstéarkt weiterhin ihre partizipativen Planungselemente.
Auf diesem Ansatz basierend, soll in den kommenden Jahren zur Weiterentwicklung der teilstationa-
ren Pflegeangebote ein Reihe von Workshops unter Beteiligung von Einrichtungstragern, Gasteinrich-
tungsnutzerinnen und —nutzern und deren Angehorige durchgefiihrt werden. Sollte sich hieraus ein
Bedarf fir eine Nachtpflege ableiten lassen, miisste die nachstehenden Bedarfsaussagen entsprechend
angepasst werden.

Auf der Grundlage der verbindlichen Pflegeplanung ergibt sich hieraus folgendes Gesamtbild:

Tabelle 18:
2016
-] A
Kommune E o c 5 £ S| p &
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Erkelenz 1-4 10 8.974 0 0 0 0
Gangelt 5 3 2.261 0 0 0 0
Geilenkirchen 6-7 7 5.174 0 0 0 0
Heinsberg 8-10 10 8.321 0 0 0 0
Hiickelhoven 11-13 12 7.479 0 0 0 0
Selfkant 14 4 2.060 0 0 0 0
Ubach-Palenberg | 15 - 16 5 5.077 0 0 0 0
Waldfeucht 17 1 1.848 0 0 0 0
Wassenberg 18 4 3.626 0 0 0 0
Wegberg 19-20 8 6.375 0 0 0 0
Heinsberg, Kreis 51.195 0 0 0 0

Rundungsbedingte Abweichungen mdglich!
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Tabelle 19:

2017
Kommune -
£ g £ S w2
= o c S 1) S . £
W o g:, g U Y . o £ N =
- =) < ") = = O = 9
© = S ® » 9 © £ o 9 %5 o
N g Y = g 5 c '8 g @ 5 aD
3 g A8® | S @B @ 28| & . +
Erkelenz 1-4 10 9.147 0 0 0 0
Gangelt 5 3 2.300 0 0 0 0
Geilenkirchen 6-7 7 5.288 0 0 0 0
Heinsberg 8-10 10 8.386 0 0 0 0
Hiickelhoven 11-13 12 7.565 0 0 0 0
Selfkant 14 4 2.087 0 0 0 0
Ubach-Palenberg | 15 - 16 5 5.156 0 0 0 0
Waldfeucht 17 1 1.912 0 0 0 0
Wassenberg 18 4 3.688 0 0 0 0
Wegberg 19-20 8 6.516 0 0 0 0
Heinsberg, Kreis 52.045 0 0 0 0
Rundungsbedingte Abweichungen méglich!
Tabelle 20:
2018
Kommune !
-]
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Erkelenz 1-4 10 9.314 0 0 0 0
Gangelt 5 3 2.345 0 0 0 0
Geilenkirchen 6-7 7 5.447 0 0 0 0
Heinsberg 8-10 10 8.522 0 0 0 0
Huckelhoven 11-13 12 7.692 0 0 0 0
Selfkant 14 4 2.117 0 0 0 0
Ubach-Palenberg | 15 - 16 5 5.266 0 0 0 0
Waldfeucht 17 1 1.974 0 0 0 0
Wassenberg 18 4 3.753 0 0 0 0
Wegberg 19-20 8 6.675 0 0 0 0
Heinsberg, Kreis: 53.105 0 0 0 0

Rundungsbedingte Abweichungen mdglich!
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Tabelle 21:

2019
Kommune -
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Erkelenz 1-4 10 9.517 0 0 0 0
Gangelt 5 3 2.394 0 0 0 0
Geilenkirchen 6-7 7 5.574 0 0 0 0
Heinsberg 8-10 10 8.634 0 0 0 0
Hiickelhoven 11-13 12 7.797 0 0 0 0
Selfkant 14 4 2.117 0 0 0 0
Ubach-Palenberg |15 - 16 5 5.350 0 0 0 0
Waldfeucht 17 1 2.036 0 0 0 0
Wassenberg 18 4 3.826 0 0 0 0
Wegberg 19-20 8 6.822 0 0 0 0
Heinsberg, Kreis 54.067 0 0 0 0

Rundungsbedingte Abweichungen maéglich!

Handlungsempfehlung:

Durchfiihrung eines Workshops, um den Bedarf, sowohl in quantitativer wie in qualitativer

Hinsicht ndher bestimmen zu kénnen. Bei einer Erkenntnislage, dass ein solches Angebot der

Deckung einer konkretisierbaren Bedarfslage entspricht, sollten zudem hierbei Anhaltspunkte

fUr eine Verortung des Angebotes im Kreis Heinsberg gewonnen werden.
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TEIL D
Aussagen zur Sicherung und Weiter-

entwicklung von Angeboten gem. § 7
Abs. 1 APG NRW

In den Kapiteln A - C (mit Rekurs auf die entsprechenden Ausfiihrungen in der verbindlichen Pflege-
planung 2015-2018) wurden die Entwicklungen der pflegerischen Infrastrukturen 2015 — 2016 auf der
Basis von 8§ 9 WTG und die Bedarfsszenarien fur die gem. § 11 Abs. 7 APG NRW umfassten Einrich-
tungen (88 13, 14 APG NRW) fur die Jahre 2016 — 2019 dargestellt.

Dabei dient insbesondere die in Teil B aktualisierte und nach Kategorien des WTG differenzierten
Bestandsaufnahme und die quantitative Darstellung der Pflegeinfrastrukturen im Kreis Heinsberg -
nach kreisangehdrigen Kommunen sowie sozialraum- und quartiersdifferenziert geordnet, im Rahmen
des durchzufuhrenden Aktualisierungsprozesses als wesentliche Beurteilungsgrundlage daftir, um
Uberhaupt Aussagen zur Sicherung und Weiterentwicklung von Angeboten gem. 8 7 Abs. 1 APG
NRW treffen zu kdnnen.

Fir eine Perspektivenentwicklung 2017 - 2019 waren die Vorarbeiten in Kapitel C erforderlich, die
eine Erweiterung der Bevolkerungsdaten fiir das Jahr 2019 zur VVoraussetzung hatte.

Daneben ist bei den vorliegenden Aktualisierungstétigkeiten zu beriicksichtigen, dass bereits zum
jetzigen Zeitpunkt erforderlichen Vorarbeiten zu leisten sind, um den im Beschluss des Kreistages
vom 18.11.2014 enthaltenen Auftrag, die oértliche Planung spétestens zum 01.01.2018 sozialraumdiffe-
renziert zu basieren, effektiv und planméBig umgesetzt werden kann.

Diese Arbeiten konnen aber erst mit der daflir gebotenen Sorgfalt mit den aktuellen Ergebnissen der
Pflegestatistik 2015 und der Eigenerhebung des Kreises gegen Ende 2016 konkretisiert und vollstan-
dig umgesetzt werden. Insofern wird die Absicht verfolgt, die verbindliche ortliche Planung 2018 —
2020 sozialraumdifferenziert zu basieren und hierfiir im Jahr 2017 die planerischen und rechtlichen
Voraussetzungen zu schaffen. Aus der laufenden Sozialraum-/Quartiersanalyse 2016 (Datenstand
31.12.2016) werden die quartiers- bzw. sozialraumscharf erhobenen Bevolkerungsdaten fiir diese pla-
nerischen Aktivitaten nutzbar gemacht werden.

Hierbei ist im Rahmen der verbindlichen Pflegeplanung zu differenzieren, welche Pflegeinfrastruktu-
ren ohne erforderliche Bedarfsbestétigung (8 11 Abs. 7 APG NRW i.V.m. 88 13, 14 APG NRW) neu
entstanden sind. Diese Infrastrukturen kdnnen von daher bei bedarfsplanerischen Bewertung nicht
berticksichtigt werden.

Bei der 1. Aktualisierung der Ortlichen Planung fiir die Jahre 2016-2019 sollten die getroffenen Be-
darfsfeststellungen nach Mdglichkeit in eine Sozialraumstruktur eingebettet werden. Die Umsetzung
von bedarfsbestatigten Angeboten bendtigen eine addquate Vorlaufzeit. Diese Infrastrukturen werden
aller Voraussicht nach zu einem Zeitpunkt ihren Betrieb aufnehmen kdnnen, zu dem bereits die sozi-
alraumbasierte Planungsstruktur ihre volle Wirkung entfaltet. Insofern werden bei den Bedarfsfest-
stellungen bereits sozialraumscharfe Hinweise zur Verortung sinnvoll. Diese kdnnen jedoch erst nach
dem Vorliegen der Ergebnisse der Quartiersanalyse 2016 erarbeitet werden.

Teil B bildet hierbei den Informationsstand zu den entsprechenden Infrastrukturen zum 30.09.2016 ab.
Die bereits heute erkennbaren Veranderungen im Bestand fiir den Planungszeitraum 2016-2019 wur-
den, soweit hierzu die Mdglichkeit bestand, erfasst und beriicksichtigt.
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Bedarfsfeststellungen

Bedarfsfeststellung im Bereich der vollstationaren Pflegeplatze

Auf der Basis der zuvor beschriebenen Erkenntnislage kann nunmehr fur den Bereich der vollstationa-
ren Dauerpflege die perspektivische Aussage getroffen werden, dass das Angebot an vollstationaren
Dauerpflegeplatzen aufgrund von Eigendynamiken weiterhin zunimmt und im Zeitraum 2017 bis 2019
voraussichtlich eine Kapazitat von 2.814 Dauerpflegepléatzen umfassen wird.

Zur Bedarfsabschétzung in diesem Bereich muss zunéchst rekapituliert werden, dass hinsichtlich der
intendierten funktionalen Substitutionseffekte durch Quartiersentwicklung Setzungen vorgenommen
wurden, die der Uberpriifung unterzogen werden missen.

Hierbei ist feststellbar, dass sich bereits zum Stand 30.09.2016 ein funktionaler Substitutionseffekt
durch die Etablierung von Wohngemeinschaften mit Betreuungsleistungen ergeben hat, der die Gro-
Renordnung von 97 Platzen umfasst.

Weitere Interessenbekundungen zum Ausbau von Wohngemeinschaften mit Betreuungsleistungen
gem. 8 25 WTG sind bekannt. Es kann davon ausgegangen werden, dass diese Angebotsform im
Kreisgebiet weiter ausgebaut wird.

Das Berechnungsmodell ,,Trendvariante IT.NRW*® geht fiir das Jahr 2020 von einem kreisweiten
Bedarf von 2.800 vollstationdren Pflegeplatzen aus. Diese Platzzahl wird laut den vorliegenden Pla-
nungsangaben bereits im Jahr 2017 um 14 Pflegeplétze tbertroffen werden.

Uber das Berechnungsmodell des Kreises, das auf dem Berechnungsmodell ,,Trendvarianten
IT.NRW* fulst (sieche ortliche Planung 2015-2108, S.67, lasst sich ableiten, dass weiterhin von
Uberkapazititen ausgegangen werden kann, die im Jahr 2016 219 Platze, im Jahr 2017 237 Platze, im
Jahr 2018 253 Platze und im Jahr 2019 208 Platze umfassen werden.

Vor diesem Hintergrund wird verbindlich festgestellt, dass eine Bedarfsdeckung im Bereich der voll-
stationaren Dauerpflegeplatze bis zum Jahr 2019 erkennbar gegeben ist. Somit ist im Planungs-
zeitraum 2016 — 2019 kein Bedarf fur einen platzerhéhenden Ausbau des vollstationaren Pflege-
platzangebotes im Kreisgebiet gegeben.

Jahr Bedarf an zusatzlichen
vollstationaren Pflegeplatzen

2016

2017

2018

o|0|0|o

2019

Dabei bleibt unbestritten, dass ber die vollstationaren Platze in Pflegeheimen ein wichtiger Beitrag
zur Sicherstellung der pflegerischen Versorgung geleistet wird. Pflegeheime sind fiir bestimmte Be-
darfskonstellationen (z.B. bei einer schweren Demenz oder einer Hinlauftendenz, bei herausfordern-
dem Verhalten, einem ausgeprégten Bewegungsbedurfnis oder der Notwendigkeit eines beschiitzten
Rahmens) und fur bestimmte Personlichkeitstypen und deren Bedurfnisse die richtige Wahl. Die zwi-
schenzeitlich vorgenommene Ausdifferenzierung des Angebotes wird begrufRt und als Bereicherung
dieser Angebotsform interpretiert.

® IT.NRW): Statistische Analysen und Studien, Band 76: Auswirkungen des demografischen Wandels - Modell-
rechungen zur Entwicklung der Pflegebedurftigkeit in Nordrhein-Westfalen (Disseldorf, 2013)
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Bedarfsfeststellung im Bereich der Tagespflegeplitze

Unter Pkt. A 2.5.3 der Pflegeplanung 2015 — 2018 wurde die Bedeutung der Tagespflege im Rahmen
der ambulanten Betreuung hervorgehoben. Im Kreisgebiet existiert bereits ein vergleichsweise grofies
und flachendeckendes Angebot an Tagespflegeplatzen. Das bestehende Angebot ist — wie an anderer
Stelle beschrieben, jedoch rdumlich ungleich verteilt. Von daher sollten, um bei der Weiterentwick-
lung dieser Infrastrukturen auf Sozialraumebene zu einem passgenauen Angebot kommen zu koénnen,
bei dem weiteren Ausbau dieser Angebotsform sowohl die aktuell gegebene Altersstruktur im Quar-
tier/Sozialraum und dem Aspekt der wohnortnahen Versorgung als zentrale Entscheidungskriterien
berticksichtigt werden

Auf der Basis der in Kapitel C durchgefiihrten Berechnungen wird folgender Bedarf verbindlich fest-
gelegt:

Jahr Bedarf an zuséatzlichen
Tagespflegeplatzen

2016

2017

0
0
2018 25
2019 51

Bedarfsfeststellung im Bereich der Kurzzeitpflegeplatze
Auf der Basis der in Kapitel C durchgefiihrten Berechnungen wird folgender Bedarf verbindlich fest-
gelegt:

Jahr Bedarf an zusatzlichen
Kurzzeitpflegeplatzen

2016 2
2017 29
2018 32
2019 34

Bedarfsfeststellung im Bereich der Nachtpflegeplatze
Auf der Basis der in Kapitel C durchgefiihrten Berechnungen wird folgender Bedarf verbindlich fest-
gelegt:

Jahr | Bedarf an zusatzlichen
Nachtpflegeplatzen

2016

2017

0
0
2018 0
2019 0
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Weiterentwicklung von bedarfsgerechten Angeboten in der Alten-
hilfe

In diesem Kontext soll eine systematische Bestandsanalyse auf Quartiersebene im Jahr 2017, unter
Beteiligung der im Kreisgebiet tatigen Wohlfahrtstrager und weiterer noch zu definierender Akteu-
re/Vertreter, vorgenommen werden. Hierauf basierend sollen Einschatzungen vorgenommen und Wei-
terentwicklungsaussagen getroffen werden.

Perspektivische Weiterentwicklung der Pflegeberatung im Kontext
des Zweiten Pflegestarkungsgesetzes und des im Gesetzgebungs-
verfahrens befindlichen Dritten Pflegestarkungsgesetzes

Der Kreis nimmt perspektivisch eine potenzielle Teilnahme an dem befristeten Modellprojekt (8§ 123
ff PSG IlI-E) in den Blick, indem derzeit konzeptionelle VVorbereitungen fiir ein Interessenbekundung
getroffen werden. Diese Voriberlegungen gehen von einer Integration von Marktakteuren, der AOK
als Mittréger des Pflegestiitzpunktes im Kreis Heinsberg sowie von Mitarbeitern der kreisangehdrigen
Kommunen in den Beratungskontext aus. Sobald belastbare Rahmenbedingungen vorliegen, wird in
die Konkretisierung des Bewerbungsverfahrens eingetreten.

Durch die damit intendierte Intensivierung der Verzahnung von Beratung und Planung soll durch den
Kreis — in enger Kooperation mit den kreisangehdrigen Kommunen, Einrichtungstrégern, pflegenden
Angehdrigen und Pflegebedirftigen — eine wirkungsvolle Pflegeinfrastruktur, die sich am tatsachli-
chen Bedarf orientiert, weiterentwickelt werden. Dabei soll ebenso das Ziel verfolgt werden, den von
Pflegebedirftigkeit betroffenen Menschen und ihren Angehérigen eine umfassende Beratung aus einer
Hand zu ermdglichen, um den Betroffenen unnétige Wege und langwieriges Suchen nach dem richti-
gen Ansprechpartner zu ersparen.

Dem erhéhten Informations- und Beratungsbedarf aufgrund der im Kapitel A skizzierten Anderungen
im Pflegerecht wurde zwischenzeitlich durch die Erarbeitung einer Pflegemappe Rechnung getragen,
die Anfang Dezember 2016 mit einer Auflage von 5.000 Exemplaren in die Verdffentlichung bzw.
Ausgabe gehen wird. Diese beinhaltet bspw. dezidierte Informationen zum Ubergang von den Pflege-
stufen zu den Pflegegraden und den daraus resultierenden Leistungsanspriichen.

32




